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Induſtrie und des Handels . ( Sehr richtig! in der Mitte ) Sie würde aus allen

Zweigen und Branchen ſowie von den LOrganiſationen , die in Betracht kommen ,

fortwährend Anregungen aller Art erhalten , dieſe verarbeiten und weiter geben

können . Als techniſche Verſuchsanſtalt würde ſie bis zu einem gewiſſen Grade

bahnbrechend wirken . ( 149 . Sitzung vom 10. März 1911 St . B. S. 5524

Dann wies er auf die Bedeutung der kolonialen Baumwoll⸗

kultur hin .
Die deutſche Baumwollinduſtrie , die drittgrößte der Welt , hat 1909 und

1910 rund je 650 bis 700 Millionen für Rohbaumwolle an das Ausland zahlen

müſſen . Trotz der ſehr emipfindlichen “Produktionse nkungen hat dieſe Jahres —

ausgabe um rund 150 bis 200 Mil nonen Mark inden letzten zwei Jahren ge—

ſteigert werden müſſen (hört ! hört ! ) , und zwar infolge der um mehr als fünfzig

Prozent geſtiegenen Preiſe. ( Hört ! hört ! ) Der Preis für ein Kilo Rohbaum⸗

wolle , der 1899 65 Pfennig betrug , belief ſich im Durchjchnitt der letzten zehn

Jahre auf 104 Pfennig und erſtieg in den Jahren 1909 und 1910 auf durch⸗

ſchnittlich 157 Pfennig . “

Und ſchloß mit dem
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B. Die Tätigkeit zugunſten der Landwirtſchaft .

57. Der Nampf gegen die landwi rtſchaftlichen Schutz⸗

zölle wurde von den Sozialdemokraten ſofort bei Zuſammentritt ddes

Reichstages am 22 . November 1910 durch folge ende Interpellation

au
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ifgenommen :
„ Was gedenkt der He rr Reichskanzler zu tun , um der die

Boitsgefundheit ſchw
er gefährdenden Lebensmittelteuerung zu

begegnen ? (II. Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 538 )
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Die Konſervativen antworteten an demſelben Tage mit nach —
ſtehender Anfrage :

Es iſt in den letzten Monaten eine bemerkenswerte und bedauerliche Ver —
teuerung des Fleiſches in vielen Städten eingetreten .

Iſt der Herr Reichskanzler bereit :
1. Gegenüber dem im Zuſammenhang damit in letzter Zeit vielfach

hervorgetretenen Verlangen nach Oeffnung unſerer Grenzen für eine
vermehrte Vieheinfuhr , die ſchweren Gef fahren darzulegen , welche die
Erfüllung dieſes Verlangens

a) für die deutſche Viehzucht im allgemeinen ,
b) für die Aufrechterhaltung des Veterinärſchätzes und
c) für eine nachhaltig ausreichende Fleiſchverſorgung des deutſchen

Volkes
mit ſich bringen müßte ?

2. Welche Maßnahmen hält der Herr Reichskanzler für möglich , um der
bedauerlichen Steigerung der Kleinhandelspreiſe von Fleiſch in den
Städten zu begegnen ?

3. Iſt der Herr Reichskanzler in der Lage , eine vergleichbare Ueberſicht

über die Kleinhandelspreiſe von Fleiſch in den wichtigſten Ländern
Europas vorzulegen ? (II. Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 539 )

Am 23. , 24 . und 25. November 1910 fand die Beſprechung
beider Anfraigen ſtatt . Der Sozialdemokrat Emmel wies auf die

Steigung der Preiſe für Getreide und Fleiſch hin nnd bezeichnete als
einzige Urſache dafür die Zölle . Die Löhne eiter ſeien

nicht en
ſprechend geſtiegen , ſon dern teilweiſe ſogar zurückgegangen .

Staatsſekretär Delbrück betonte,
daß eine Erleichterung der Vieheinfuhr

nicht eintreten tönne, zumal in Oeſterreich Ungar rn rund 62 000 Ge —

höfte verſeucht ſeien (jetzt hat man die Seuche auch wieder im Reich ) .
Gegen Frankreich ſei die Viehein fuhr ſehr erleiichtert worden .

„ Die Fleiſcheinfuhr aus Rußland iſt wegen derRinderpeſtgefahr verboten ,
und es dürfte ſich nicht empfehlen , hieran etwas zu endern, da die Rinderpeſt im
Kaukaſus und im aſiatiſchen Rußland noch dauernd herrſcht , und auch ſonſt in
Rußland gefährliche Viehſeuchen ſtark verbreitet ſind . Die Einfuhr von Rindfleiſch
aus Amerika iſt , wie die des lebenden Rindviehs von dort , wegen des Texas —
fiebers verboten . “

Gegenüber der Behauptung vom Rückgang des Fleiſchkonſums
führte der preußiſche Landwirtſchaftsminiſter von Schorlemer aus :

„ Wenn man bis zum Jahre 1904 zurückgeht und für jedes Jahr in dem
Zeitraum vom 1. Januar bis Ende September bloß das Ergebnis der gewerb
lichen Schlachtungen in Betracht zieht , ſo ſteht das Jahr 1910 mit zirka
19½ Millionen Doppelzentner an erſter Stelle . ( Hört ! hört ! rechts ) Nimmt
man aus den in — kommendem Zeitabſchnitten nur das dritte Quartal vom

Juli bis September heraus , ſo bleibt ebenfalls das Jahr 1910 mit 6490 000
Doppelzentner an der Spitze . ( Hört ! hört ! rechts ) Auf den Kopf der Be
völkerung ſtellt ſich 1910 der Konſum in der Zeit vom 1. Januar bis Ende Sep —

1 auf 30,07 und in den Monaten Juli bis September auf
976 Kilogramm. Dieſe Zahlen werden nur in den Jahren 1909 und 1908 um2 geringes beriroſſen, in den übrigen Jahren bis 1904 zurück nicht erreicht .

Im Jahre 1909 ſtellt ſich für die Monate Juli bis September der Konſum auf
10,116 Kilogramm pro Kopf der Bevölkerung , im Jahre 1908 auf 10,165 ;
gegenüber dieſen beiden Jahren iſt der Rückgang des Jahres 1910 mit 0,189
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bezw . 0,14 Kilogramm jedenfalls als ein nennenswerter nicht zu bezeichnen . Ich

muß ausdrücklich dabei noch betonen , daß bei dieſer Berechnung für die Jahre
1905 bis 1910 eine wahrſcheinlich in Wirklichkeit nicht ganz erreichte Volks —

vermehrung von 7,6 Prozent berückſichtigt iſt , und daß außerdem die Haus⸗

ſchlachtungen in den mitgeteilten Zahlen nicht enthalten ſind . ( Hört ! hört ! rechts )

Es iſt aber eine ganz allg emein dekannte Tatſache , daß die Hausſchlachtungen im

weſentlichen Schweine betreffffen , und daß nach den in Preußen ſtattgehabten Er⸗
die Haus — — —— auch im letzten Jahre erheblich zugenommer

haben . Daher glaube ich, in völlig einwandfreier Weiſe den Beweis geliefert

haben , daß auch der Flei ſchkonſuim im Jahre 1910 und jedenfalls im dritten

Quartal 1910 nicht zurückgegangen iſt. ( 84. Sitzung vom 23. Januar 1911

St . B. S. 3080 )
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klich, daß kein Grund
haben einen Preis

e Produktionskoſten
s auf etwa

100 Kilo ,

.mlangt , ſo glaube ich wi

Irzeiit ſich zu
„ Was zunächſt das Getreide a

vorliegt, über die
Getreider

i

ſtand eingenommen ,

beklagen

zu decken. ( S
20 Mark im D
ſo ſind das J

en Getreidepreiſen ſind die Brotpreiſe . Die

id ſen und Brotpreiſen wird allerdings immer größer .

Ich will dabei gar nicht unt ob ſie in dem Umfa ge ge rechtfertigt iſt , wie

ſie ſich tatſächlich vollzogen hat. Eine größere Spa 3
eintrete n, weil mit
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Q ät des Brotes ſind erheblich höher geworden . Dasalles iſt mit in t

zu — und daraus ergib ſich ganz von ſelbſt , dieſe Spannung en

reiſen und Brotpreiſen eine größere werden muß Wenn das aber eine

in muß einleuchten , daß man dieſe Steigerung nicht etwa

dadurch wieder ichen kann , daß nun die Getreidepreiſe um dieſen Betrag

niedriger werden ſollen . ( Sehr richtig ! rechts ) Denn dieſelben Umſtände , wele

für die Verarbeitung höhere Koſten herbeiführen , wirken auch auf die landwirt

ſchaftliche Produktion ein, die ſich wegen der geſteigerten Löhne und anderer

Faktoren teurer geſtaltet .

Schwieriger liegen ja die Verhältniſſe bei den Vieh⸗ und Fleiſchpreiſen

Wir müſſen da zwiſchen den Fleiſchpreiſen und den Vziehpreiſen einen Unterſc

machen . Die Engrospreiſe für Fleiſch ſind ja allerdings auch geſtiegen , aber

unterliegen weſentlichen Schwankungen . Im Jahre 1905 urchſchnit

preis pro Doppelzentner bei Rindern 137,50 Mark , in Jahre 1906 das war

das teuerſte Jahr — 147,50 Mark , 1907 146,60 1908 139 Mark , 1909

131,60 Mark , 1910 im erſten Halbjahr 137,30 Me im 3 dieſes Jahres
waren die höchſten Preiſe mit 161,10 Mark , ſie gingen aber i Auguſt ſchon

wieder auf 155 Mark herunter , und ſeitdem iſt wieder eine biteigende Bewegung

vorhanden . Aehnlich haben ja auch die 0

Rol wend

einepreiſe geſchwankt . Im Jahre

1906 war ebenfalls der höckſte Preis von 133,80 Mark , aber ſchon im Jahre

1907 trat ein Rückgang ein auf 110,30 Mark . Dann kam wieder eine Steigerung
auf 116,30 Mark und im erſten Halbjahr 1910 hatten wir einen

131 Mark , der dann wieder herunterging auf 127,50 Mark , und jetzt ſtehen die

Preiſe noch niedriger .
Dabei erkenne ich aber vollkommen an, daß die Preiſe zurzeit hohe ſind ,

und Preiſe , welche über das Maß , welches für den Landwirt unbedingt notwendig

iſt , hinausgehen , uden meine politiſchen Freunde nicht, wünſcht auch die Land

wirtſchaft nicht Sehr richtig ! in der Mitte ) Aber was be uſprucht werden muß ,

das ſind ſolche Preiſe wodurch die Produktionskoſten tatſächlich gedeckt werden



im die Produktion im Inland , im eigenen Vaterlande überhaupt aufrecht erhalten
u können .

In der Viehhaltung , meine Herren , macht ſich eine ganz weſentliche
Steigerung geltend . In 27 Jahren , von 1883 bis 1909 , iſt die Zahl der Rinder
von 8,7 Millionen Stück geſtiegen auf 11,7 Millionen Stück , und das Lebend
gewicht dieſer Tiere iſt angewachſen von 2773 284 Tonnen auf 4234680 Tonnen ,
alſo eine Steigerung von 52,7 Prozent , während die Bevölkerung in dem gleichen
Zeitraum nur um 42,4 Prozent geſtiegen iſt .

Das bezieht ſich auf Rinder . Bei Schweinen iſt aber die Steigerung noch
viel größer . Dort hat ſie in dem gleichen genannten Zeitraum um 164,4 Prozent
zugenommen ( hört ! hört ! in der Mitte ) , ſodaß ſich in dieſem Zeitraum unter Bei
rechnung der Zunahme der Rindviehproduktion und Abrechnung der Abnahme
der

EZeoguns
von Schaffleiſch eine Zunahme der Fleiſcherzeugung überhaupt von

57,6 Prozent ergibt bei einer Zunahme der Bevölkerung , wie geſagt , von 42,4
Es entſprechen alſo auch dieſe Produktionszahlen wiederum denen , welche

ichüber den Verbrauch des Fleiſches nach dem Kopfe der Bevölkerung angeführt
habe ( 84 Sitzung vom 23. November 1910 St . B. S. 3183 )

Abg. Trimborn hielt den Sozialdemokraten ihr zwieſpältiges
Benehmen enmigeten:
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ehen Sie , meine Herren , das ſind Erwägungen , die müßten Sie auch einmal
iſtellen , und zwar auch hier von der Tribüne aus ( Heiterkeit ) , wenn Sie die
inge objektiv beleuchten wollen . Sie werden mir dankbar dafür ſein , daß ich

as etwas nachgeholt habe . ( 85. Sitzung vom 24. November 1911 St . B.
S. 3109 )
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Er forderte dann weiteres Entgegenkommen in der Frage der

Oeffnung der holländiſchen Grenze , was der Landwirtſchaftsminiſter
mit dem Hinweis auf die daſelbſt herrſchende Maul - und Klauen —

ſeuche ablehnte .

58 . Die Frage der Einfuhrſcheine für Getreide iſt ge—

mäß dem Antrage des Zentrums in einer Denkſchrift behandelt
worden ; dieſe ging dem Reichstage am 29 . Mai 1910 ( II . Seſſ .
1909/10 Druckſ . Nr . 370 ) zu . e ſtellt folgende geſchichtliche Tat —

ſachen feſt :

1. Die auf die Beſeitigung des Identitätsnachweiſes gerichtete Bewegung

ging von den Handelskreiſen einiger Oſtſeeplätze aus und forderte die

aßregel zunächſt nur für Tran nſitlager
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nweſen von keiner

8. die Vorſchriften

Dann wu irden uchunger

der geltenden Vorſchriften angeſtellt und dabei

genannt.
1. Die Erteilung und Anrechnung von fuhrſcheinen iſt an und für

ſich für die Reichskaſſe nicht nachteilig
2. Eine Beeinträchtigung des Zollaufkommens kann eintreten , wenn und

ſoweit die Ausſuhr , für die die Scheine erteilt werden , nicht eine

Erſatzeinfuhr von Getreide von gleichem oder höherem Zollwert wirt —

ſchaftlich notwendig macht . Ein ſolcher Erſatz liegt ſtets vor , und
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Schädigungen ſind ausgeſchloſſen bei Fruchtarten , bei denen zur Deckung
des Inlandsbedarfs die inländiſche Erzeugung nicht ausreicht . Dies
trifft , abgeſehen von Hafer und Roggen , bei allen in Betracht kommenden
Fruchtarten zu.

3. Bei Hafer hat ſich im Erntejahr 1907/1908 ein bedeutender Ausfuhr
überſchuß ergeben , der durch eine gleichwertige Erſatzeinfuhr nicht aus
geglichen iſt . Im folgenden Erntejahr und dem erſten Teile des jetzt
laufenden hat ſich wieder ein Einfuhrüberſchuß ergeben .

4. Bei Roggen zeigte ſich im Erntejahr 1908/1909 ein Ausfuhrüberſchuß
Verſchiedene Gründe rechtfertigen die Annahme , daß ein

— 2
mindeſtens zum Teil durch vermehrte Einfuhr von Weizen geſchaffen iſt .

5. Die Beſeitigung des Identitätsnachweiſes hat zur Erhöhung der Ge —
treidepreiſe im Oſten und zur Verminderung der Spannung zwiſchen
den dortigen Preiſen und denen im Weſten beigetragen . Ihre
Wirkungen dürfen aber nicht überſchätzt werden . Namentlich ſind hohe
Preiſe keineswegs ausſchließlich auf dieſe Maßregel zurückzuführen , viel —
mehr 4 die Preisbildung weſentlich auch vom Weltmarktpreiſe , der
Höhe des Zolles und der heimiſchen Ernte abhangig6. Die Beſeitigun g des Identität snachweiſes hat auf den Schiffsverkehr i
den wichtigſten Häfen des Oſtens belebend gewirkt .
Eine un

ganſttae Wirkuf auf die Viehhaltung hat das Einfuhrſcheini
geübt .

Müllerei hat ſich bisher aus der8. Eine nacht i
Statiſtik niichten

9. Die Befür chtung, daß die
ſich bei Eintritt kriegeriſcher
nicht von ausſchlaggebender Bede

Seit dem Erſcheinen dieſer Denkſchrift hat kein Sozialdemokrat
mehr im Reichstage eine Aenderung gefordert oder begründ 5 nur

in der Agitation draußen wird immer wieder auf die Einfuhrſcheine
hingewieſen , und da die Maſſe des Volks dieſe nicht kennt , damit

eine unverantwortliche Hetze getrieben

Utur

59 , SEntſchädigungspflicht des Staates bei Maul -

und Klauenſeuche . Das Zentrum brachte folgenden Antrag ein :

„ die verbündeten Regierungen um Einbringung eines Geſetzentwurfs zur
Abänderung des Geſetzes , *9( —

das Viehſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909

( Reichs⸗Geſetzbl . S. 519 ) zu erſuchen , in welchem die Entſchädigungspflicht des
Staates ausgedehnt wird auf Viehverluſte , welche durch Maul - und Klauenſeuche
und deren Folgen herbeigeführt werden . “ C(I. Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 352 )

Abg . Ranner führte zur Begründung des Antrages aus :

„ Meine Herren , die Maul - und Klauenſeuche kann wohl mit Recht als ein

Schreckgeſpenſt für die Landwirte betrachtet und bezeichnet werden ; denn trotz der
Vorkehrungs - und Abſperrmaßregeln verbreitet ſich dieſe —

in koloſſaler und
rapider Weiſe , wie auch in der letztvergangenen Zeit wieder , und gerade in der

leichten Uebertragbarkeit dieſer Seuche liegt die Gefahr der gr oßen Schädigung .
Die Seuche iſt auch gegenwärtig in unſerem deutſchen Vaterlande noch nicht er —
loſchen . Nach einer Zuſammenſtellung des Kaiſerlichen Geſundheitsamts war die

Seuche am 28. Februͤar in 8415 Gehöften in 2664 Gemeinden verbreitet . ( Hört !
hört ! in der Mitte) In der leichten Uebertragbarkeit liegt eben die große Gefahr
dieſer Seuche , die trotz aller Maßregeln an Ausdehnung koloſſal zunimmt .
Menſchen und Tiere können die Krankheits ene übertragen , Gebrauchs gegenſtände
und dergleichen ; auch Gendarmen auf ihren Dienſtgängen , Tierärzte haben die
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in der Regel dann auch eine Wertminderung eintritt , die in ſehr

dauernde ) Alſo auf längere Zeit hinaus

Schäden , rtigem Verlauf der Seuche .

aber ein mt und mit tödlichem Aus
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endet , dann haden um
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Viehbeſtand ei er auch nur ein g desſelben , ſo kann

haden ein ſo koloſſaler werden , daß direkt die Exiſtenz des Beſitzers

Im Vieſeuchengeſetz iſt ja ſchon allerdings eine gewiſſe Entſchädigung feſt⸗
ſett . Es wird da z. B. die Hälfte des Wertes entſchädigt , aber nur bei den —

Tieren , die auf amtliche Anordnung getötet werden mußten , alſo für ein⸗

gegangene Viehſtücke wird da nichts entſchädigt . Dieſe Lücke ſoll eben unſere

Reſolution ausfüllen .
Ich glaube , an der Bekämpfung der Maul - und Klauenſeuche hat doch auch

Allgemeinheit ein Intereſſe . Es liegt doch auch im Intereſſe der Allgemeinheit ,

n geſunden Viehbeſtand , einen großen Viehbeſtand unſerem Vaterlande zu er—

halten . Deshalb ſage ich, daß es auch im Intereſſe der Volksvermehrung gewiß

empfehlenswert iſt , wenn in dieſer Beziehung auch für einen geſunden und großen
Viehbeſtand etwas geſchieht . Es tritt ja die Entſchädigung nur bei den aller⸗

größten Schäden ein ; denn ich habe ſchon erwähnt . es ſoll keine Schadloshaltung

ſein , ſondern nur , wenn die Schäden einen größeren Umfang angenommen haben ,

ſoll eingegriffen werden . “ ( 151 . Sitzung vom 18. März 1911 St .B S. 5599 )

Graf von Oppersdorff ſchloß ſich dieſer Reſolution an ; ſie

wurde angenommen und gleichfalls noch folgender Zentrumsantrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag

einen Geſetzentwurf zur Abänderung des Geſetzes , betreffend
die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau , vom 3. Juni 1900

( R. G. Bl . S . 547 ) einzubringen , durch welchen §S 23 des

Geſetzes abgeändert wird , wie folgt :

„ Die Koſten der amtlichen Unterſuchung ( § 1) fallen den

Bundesſtaaten zur Laſt . Gebühren dürfen hierfür von

den nach §S 1 Verpflichteten nicht erhoben werden . “

( Il . Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 784 )

60 . Zur Bebung des Kaliabſatzes . Das neue Kaligeſetz
hat folgende Vorſchrift in § 27 getroffen :

„ Jeder Kaliwerksbeſitzer hat eine in die Reichskaſſe fließende Abgabe von

0,60 M für jeden Doppelzentner reines Kali ſeines Geſamtabſatzes zu entrichten .

Die Einkünfte aus dieſer Abgabe ſind zur Deckung der dem Reich aus der

Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Koſten und zur Hebung des Kaliabſatzes



zu verwenden . Die Einnahmen und Ausgaben ſind in den Reichshaushaltsetat
einzuſtellen . “

Demgemäß enthält der Etat für 1911 folgende Poſition :
Titel 25. Zur Deckung der dem Reiche aus der Ausführung des Geſetzes über

den Abſatz von Kaliſalzen vom 25. Mai 1910 G( Reichs - Gefetzbl . S. 775 ) ent⸗
ſtehenden Koſten und zur Hebung des Kaliabſatzes ( § 27 Abſ . 2 des Geſetzes )

4800 000 M.
Etwaige Rückeinnahmen gelangen hier zur Verrechnung .

Dieſe Einſtellung als Pauſchquantum und eine Art durchlaufender
Poſten genügte dem Zentrum nicht ; es forderte in der Kommiſſion
eine ſpezialiſierte Etatiſierung und drang mit ſeiner Auffaſſung auch
durch . Nach ſiebentägiger Verhandlung in der Budgetkommiſſion
wurde der Etat folgendermaßen geſtaltet :

Zur Hebung des Kaliabſatzes .
Titel 1. Zur Deckung der dem Reiche aus der Ausführung des Geſetzes über

den Abſatz von Kaliſalzen erwachſenden Koſten . . . 500000 M.
Titel 2. Für praktiſche Verſuche ſowie für wiſſenſchaftliche Arbeiten und Ver —

anſtaltungen zur Hebung des Kaliabſatzes nach näherer Beſtimmung des
Bundesrats

e e I1II60000
Davon an landwirtſchaftliche Korporationen , Genoſſenſchaften und

Verbände 600 000 M.
Soweit die in Kapitel 7e Titel 2a bezeichneten landwirtſchaftlichen

Korporationen uſw . Kali beziehen , iſt bei Bemeſſung der aus dieſem
Titel an ſolche Korporationen abzuführenden Beträge die Menge des
von ihnen bezogenen reinen Kalis zugrunde zu legen .

b) in den Deutſchen Schutzgebieten :
zur Förderung von tropiſchen und ſubtropiſchen Kulturen 200000 M.

Pited 1900000 9
Titel 3. Zur Vergütung an von der Verteilungsſtelle zu beſtellende Kontrolleure

und Probenehmer rrrrrrs 100 000 M.
Titel 4. Beitrag zu den Koſten der Unterſuchung von Empfängerproben nach

näherer Beſtimmung des Bundesratss . 700 000 M.
Titel 5. Zur Bildung eines Reſervefondddddd . . . . . 300000 M.

Soweit die Einnahmen aus Kapitel 8 Titel 17b die Summe von
4800 000 M. nicht erreichen , vermindert ſich der Reſervefonds ; der
Mehrertrag fließt dem Reſervefonds zu, dem auch etwaige Minder —
ausgaben der Titel 1 bis 4 zu überweiſen ſind .

Im Plenum des Reichstages wurden dann noch folgende An —
träge des Abg. Dr . Heim angenommen :

die verbündeten Regierungen zu erſuchen :
die Höhe der Abzüge für die Abnehmer größerer Mengen Kaliſalze gemäß

§ 21 des Kaligeſetzes baldigſt zu beſtimmen , mit der Maßgabe , daß
von den Abzügen an die Verbraucher Rückgewährungen geleiſtet
werden dürfen ,

die Probenahmebeſtimmungen gemäß § 21 des Kaligeſetzes baldigſt zu ver⸗
öffentlichen und den ſeit Jahren geltenden Beſtimmungen verwandter
Induſtrien 6. B. der Vereinigten Thomasmehlfabriken ) anzupaſſen ,

die Zuwendungen an inländiſche Korporationen uſw . ( Kapitel 7e , Titel 2 a)
nur gegen Verwendungsnachweis zu gewähren und ſie direkt an dieſe
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ergeordneter, ſpeziellKorporationen uſw . auszuzahlen unter Umgehung ül
zum Kalibezug gebildeter Großeinkaufsvereinigunger

Im Anſchluß an die Debatte über dieſe Frage iſt viel von einem

Gegenſatz zwiſchen der Fraktion und dem Abg. Heim geredet worden ;
aber dieſer war in der Sache kaum vorhanden und iſt mehr auf perſön

he Angelegenheiten zurückzuführen . Die Zentrumsmitglieder der

udgetkommiſſion haben ſofort den Antrag auf detailierte Ausgaben
eingebracht; Meinungsverſchiedenheiten traten nur hervor , wie man

U

lick

die einzelnen Gelder zweckmäßig am beſten verwenden ſollte . Abg
Speck 8 im Pleenum erklã

„daß dieſer Vorſe 1
iner Weiſe ganz un

anfe chtbai iſt . Ich g Sache vielleicht auch
eſſer hätte gemacht w den langen Debattenin der enn ig inf Arbeit nichts

Beſſeres finden können i Reichsverwaltungen ſelbſt mußten

hen, daß ſie auch verſucht hatten ,
en, s ihnen aber nicht gelungen iſt , über 1

ſoll , eini ig zu werden . Mit dieſer Schwierigkeit der

Inzu länglichkeit der Beſchlüſſe der Budgetkommiſſion

ihre Vertreter
ſolche SpezialiſtArt , wie ſy

in der Kor

ige 2
1zen entſchuldigt werden . “

Gerade auf die vom Zentrum angeſtrebte Einzelaufſtellung iſt
nun ſichergeſtellt , — ſcharfe Kontrolle geführt wird , und daß jede

landwirtſchaftliche “Organiſation an den Propagandageidem teilnimmt ;

es iſt alſo nicht mehr wie früher , daß man nur große Organiſationeni
und die chriſtlichen Bauernvereine ausſchüeßen kann .

tte muß man von den Propagandageldern ſcharf auseinand
1 auf ein em ganz anderen Brette , ſowohl nach ihrer Her

j Vorausſetzung ihrer Gewährung , wie auch nach ihrer Zweck
immung . Rabatte werden vom Kaliſyndikat an die Abnehmerverbände

überwieſen . Die Propagandagelder werden aber aus den Erträgniſſen der
Produktionsabgaben von Reichs wegen an die Organiſ ationen gegeben . Die
Vorausſetzung der Gewährur

19
von Rabatten iſt lediglich der Bezug einer be

ſtimmten Menge von Kali . Die Vorausſetzung der Gewähr rung von Propaganda —
geldern aus dieſen 600 000 M. iſt einmal der Charakter als landwirtſchaftliche
Organiſation , dann aber auch der Nachweis der Verwendung der Gelder zur Kali
propaganda . Auch die Zweckbeſtimmung iſt eine ganz verſchiedene . Die Rabatte
werden den Abnehmerve rbänden zur vollſtändig freien Verfügung überlaſſen . Die
einzelnen Verbände können mit dieſen Rabatten tun , was ſie wollen , ſoweit nicht
im Vertrage ſelbſt eine Einſchränkung enthalten iſt . Die Propagandagelder
werden aber durch den Etat für ihre Zweckbeſtimmung , die Propanda , feſtgelegt ,
und dürfen unter keinen Umſtänden zu irgendeinem anderen Zwecke verwendet
werden . “ ( Abg . Speck , 153. Sitzung vom 21. März 1911 St . B. S . 5710 )

Unterſtaatsſekretär Richter ſagte die Verwendung der Propa
gandagelder nach dieſen Richtlinien zu . Inzwiſchen fand auch ſchon
eine Konferenz im Reichsamt des Innern ſtatt , zu der u. a. auch der

Abg . Dr . Heim geladen und erſchienen war .

3

Durch die vom Abg . Dr . Heim beantragte und dann angenommene
Reſolution iſt jedes politiſche Bedenken gegen die Verwendung der
Gelder beſeitigt , ſo daß Abg . Dr . Heim ſelbſt ausführen konnte :
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„ Meine Herren , wenn der Verwendungsnachweis verlangt wird , dann fallen

auch alle Bedenken des Herrn Kollegen Gothein in ſich zuſammen . Der Ver

wendungsnachweis garantiert uns , daß kein Mißbrauch mit dieſen Geldern getrieben
*

wird , und wenn ein rein politiſcher Verband , Herr Kollege Gothein , ein rein

politiſcher Verband das ſtört mich gar nicht — in dem engen Sinne des

Dispoſitivs durch wiſſenſchaftliche Arbeiten etwas für den Kalibezug leiſtet , dann

geben Sie ihm dieſe Gelder ! ( Sehr richtig ! bei den Polen . Zuruf links )

Gewiß , er muß beweiſen , wie er das Geld verwendet hat , er darf es nicht für

die Politik verwenden . ( Sehr richtig ! bei den Polen . — Zuruf links : Das iſt

ſchwer ! ) — Warum ſoll das ſchwer ſein ? Er muß einfach genaue Abrechnung

vorlegen ; damit Schluß ! “ ( 154 . Sitzung vom 22. März 1911 St . B. S. 5765

Ueber die koſtenloſe Gewährung der Em pfängerprobe führte

Abg . Speck aus :

„ Die Empfängerprobe — das konſtatiere ich auch hier ausdrücklich können

wir unter keinen Umſtänden entbehren . ( Sehr richtig ! in der Mitte ) Ich habe

das in der Budgetkommiſſion ſchon erklärt und wiederhole das hier , weil ich auch

in dieſem Punkte mißverſtanden worden bin : die Empfängerprobe müſſen wir

unter allen Umſtänden beibehalten , und zwar nicht nur als Stichprobe , ſondern

wir müſſen jedem Empfänger für jede Sendung die Möglichkeit laſſen , eine Probe

zu entnehmen und ſie amtlich unterſuchen zu laſſen . ( Sehr richtig ! in der Mitte )

Dieſe Empfängerprobe bietet eine Sicherheit für die Abnehmer und iſt auch die

beſte Propaganda für den Kaliabſatz ( ſehr richtig ! ) ) denn wenn der Empfänger

weiß : ich bin in der Lage , für jede Sendung mir ſelbſt meine Probe entnehmen

zu laſſen , ſie amtlich unterſuchen zu laſſen , ich habe alſo eine Garantie dafür , daß

ich nicht vom Werk eventuell ſchlechtere Qualität bekomme ſo liegt in dieſer

Möglichkeit die beſte Propaganda , die man überhaupt für den Abſatz von Kali

machen kann .
Dieſe Unterſuchungen müſſen natürlich aus dieſer Summe von 700 000 M.

bezahlt werden . Aber in ſolchen Fällen , wo das Ergebnis der Unterſuchung zu—

ungunſten des Werkes ausfällt , ſehe ich keinen Grund ein, warum man dem Werke

die Koſten für die Unterſuchung abnehmen ſollte . “ ( 153 . Sitzung vom 21 . März

1911 St . B. S. 5711 )

Abg. Dr . Heim wies beſonders auf die Rabattſkala hin, welche

zugunſten der ganz großen Verbände geſtaffelt iſt .

„ In den alten Verträgen , die vor dem Kaligeſetz zwiſchen den großen Ver —

bänden und dem Kaliſyndikat abgeſchloſſen wurden , war der höchſte Rabattſatz

bei 12000 Doppelzentnern konzediert , und ich habe meinen Augen nicht getraut ,

als in dem Vertrag , der nach Verabſchiedung des neuen Kaligeſetzes abgeſchloſſen

wurde , man plötzlich von 12 000 auf 500 000 Doppelzentner geſtiegen iſt .

Die kleinen Verbände wurden bisher immer im Kaliabſatz bemuttert , und

zwar auf Grund dieſer Rabattfſkalen . Dieſe Rabattſtalen haben nun den kleinen

Verband gezwungen , ſich einem übergeordneten anzuſchließen , wenn er in den

Genuß des höchſten Rabattſatzes kommen wollte . “ ( 154 . Sitzung vom 22. März

1911 St . B. S. 5764 )

Durch die vom Redner eingebrachte und vom Reichstage an

genommene Reſolution dürfte nunmehr eine andere Skala feſtgeſetzt

werden . Auch hier iſt dem Wunſche des Reichstags bereits entgegen —

gekommen worden .

61 . Für Förderung des Weinbaues brachten die Zentrums⸗

abgeordneten aus Weinbergsgegenden folgende Anfrage ein :

„ Iſt der Herr Reichskanzler bereit , unter den Bundes —

regierungen Erwägungen darüber herbeizuführen , wie auf
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Grund einer Verſtändigung der beteiligten Staaten ein wirk —

ſamer Kampf gegen die Rebſchädlinge , die ſeit einigen

Jahren ſo allgemein und verheerend auftreten , durchgeführt
werden kann ? “ ( II . Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 543 )

Die Abg. Dr . Jäger , Frhr . v. Wolff - Metternich , Schüler ,

Wallenborn , Pauly ( Kochem ) , Spindler , Dr . Zehnter ,
Dr . Becker ( Köln ) und Baumann wieſen in den Debatten vom

1. und 2. Dezember 1910 auf die Notwendigkeit raſcher und durch —

greifender Hilfe für den Weingärtnerſtand hin.

* *
*.

Den Obſtbau ſtetig weiter zu fördern , war Inhalt einer Rede

des Abg . Wallenborn vom 16 . März 1911 .

C. Die Tätigkeit zugunſten des gewerblichen
Mittelſtandes .

62 . Die wichtigſten Wünſche des gewerblichen Mittel -

ſtandes hat der Abg . Dr . Pieper in ſeiner ſozialpolitiſchen Rede

vom 11 . März 1911 zuſammengefaßt ; ihre Wiedergabe dürfte in

vollem Umfange angezeigt erſcheinen :
„ Unſere Beſtrebungen um eine geſunde Regelung des Su bmiſſions —

weſens gehen dahin , ebenſo die Anträge , die wir in früheren Jahren und auch

in dieſem Jahre geſtellt haben , und die dahin gehen , es möchten von Reich ,

Staat und Gemeinden bei Vergebung von Lieferungen insbeſondere mit dem

Meiſtertitel bevorrechteten Handwerksmeiſter und die Genoſſenſchaften bevorzugt
werden . Wir haben darum auch im vorigen Jahre im Antrag Nr . 254 der

Druckſachen den Wunſch ausgeſprochen , dem Reichstag möchte eine Nachweiſung

über den Umfang der Vergebung ſolcher Lieferungen an das Handwerk vorgelegt
werden . Wir ſehen in einem Eingehen auf dieſen unſern Wunſch nicht bloß eine

direkte wirtſchaftliche Förderung des Handwerks , inſofern ihm eben gut lohnende

Arbeit zugeführt wird , ſondern auch eine wichtige erzieheriſche Maßnahme . Wenn

Reich , Staat und Gemeinden ihm mit Bevorzugung ihre Lieferungen und Arbeiten

überweiſen , wobei ſie ſelbſtverſtändlich auf tüchtige Leiſtungen ſehen , heben ſie da

durch das Anſehen des Handwerks in den Augen des geſamten Publikums . Sie

wirken damit der noch weit verbreiteten falſchen Anſchauung entgegen , der Hand —

werksbetrieb ſei nicht leiſtungsfähig gegenüber den Großbetrieben der Induſtrie .

Aus dieſen Geſichtspunkten heraus haben meine politiſchen Freunde hier und vor

allem auch im Landtag auch alles unterſtützt , was die techniſche und kaufmänniſche

Leiſtungsfähigkeit des Handwerks heben kann . Das iſt naturgemäß Aufgabe der

Einzelſtaaten , vor allen Dingen die Gewerbeförderung durch Förderung der

Lehrlingsausbildung , Meiſterausbildung , des Genoſſenſchaftsweſens uſw . Es iſt

das auch die Aufgabe unſerer Handwerkskammern und Innungen ; wir können

feſtſtellen , daß die Handwerkskammern auf dieſem Gebiete erfreuliche Leiſtungen

aufweiſen . Aber auch das Reich kann nach dieſer Seite hin wirken , und in welcher

Weiſe das geſchehen kann , glaubte der ebengenannte Antrag meiner Fraktion

zeigen zu können .
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